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Kapitel 2: Soziale Sicherung  

und gesellschaftliche Teilhabe

Modellprojekte für das Land Baden-Württemberg  

Schulische Bildung 

•  Recht auf Förderung für alle Schülerinnen und 
Schüler, die die Mindeststandards und die  
Regelstandards in Mathematik und Deutsch  
nicht erreichen nach dem „Response-to-Inter- 
vention-Modell“

•  Zusätzliche Mittel für Schulen in sozialen  
Brennpunkten nach einem Indikatorenmodell  
mit flankierenden Zielvereinbarungen

•  Schulen als Zentren des Gemeindelebens:  
Modellprojekte im ländlichen Raum und in  
städtischen Brennpunkten 

Weiterbildung

•  Einführung eines „Weiterbildungspasses“,  
in dem Weiterbildungsleistungen nach einem  
transparenten System eingetragen werden

•  Studie zur konkreten Ausgestaltung und zu den  
Kosten eines Bildungsgrundeinkommens

•  Modellprojekt „Weiterentwicklung von Berufs- 
schulen zu Zentren für Fort- und Weiterbildung“ 

Kapitel 1 Befähigung des Einzelnen – Bildung und lebenslanges Lernen
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verteidigen und gegen den Wandel abzuschotten, sollten 
wir versuchen, uns an der Spitze der Veränderung zu 
bewegen.

So oder so ist die digitale Revolution kein schicksalhaftes 
Ereignis. Sie kann und muss gestaltet werden, damit ihre 
negativen Auswirkungen begrenzt und ihre positiven 
Potenziale verstärkt werden. Das ist eine Aufgabe nicht 
nur für Parlamente und Regierungen, sondern ebenso für 
Tarifpartner und zivilgesellschaftliche Akteure. Grund-
legend ist eine wachsende digitale Kompetenz in allen 
Bereichen von Politik, Wirtschaft und Gesellschaft, um 
mit den technologischen Veränderungen Schritt halten 
zu können.

Modernisierung des Sozialstaats  
statt radikaler Systemwechsel
Statt eines radikalen Systemwechsels befürwortet die 
Kommission eine Modernisierung des Sozialstaats. 
Soziale Sicherheit muss auch in einer immer stärker 
ausdifferenzierten Gesellschaft für alle gewährleistet 
werden. Basis des sozialen Sicherungssystems bleibt die 
Teilhabe an Erwerbsarbeit. Zugleich müssen Auszeiten 
besser abgesichert werden. Arbeitszeiten sollten zu den 
persönlichen Lebensumständen und zum vorhandenen 
Arbeitsaufkommen passen. Verteilungsgerechtigkeit 
bezieht sich nicht nur auf die Einkommensverteilung. 
Sie umfasst auch gleiche Zugangschancen zu Bildung 
und Arbeit und einen fairen Ausgleich zwischen Gene-
rationen und Geschlechtern.

Unter jungen Leuten sinkt das Zutrauen, dass ihnen das 
gegenwärtige Erwerbssystem noch auf Dauer attraktive 
Beschäftigungsmöglichkeiten, gute Einkommen und 
auskömmliche Renten bieten kann. Auf diese Befürchtung 
muss eine zeitgemäße Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik 
reagieren. Neben einer Bildungs- und Weiterbildungs-
offensive muss eine belastbare Grundsicherung im 
Rahmen des bestehenden Sozialversicherungssystems 
gewährleistet werden, insbesondere bei der Rente und in 
Zeiten beruflicher Neuorientierung. Sie sollte durch ein 

steuerfinanziertes, zeitlich befristetes Grundeinkommen 
für gesellschaftlich sinnvolle Tätigkeiten ergänzt werden, 
etwa für Weiterbildung oder für gemeinwohlorientiertes 
Engagement (  1.2.2 Bildungsgrundeinkommen und 
finanzielle Absicherung des lebenslangen Lernens,  
S. 33 und  4.4.5 Geförderte Bürgerarbeit zur Stärkung 
des gesellschaftlichen Zusammenhalts, S. 95).

Die Kommission konzentriert sich im Folgenden vor allem 
auf Herausforderungen, die mit der digitalen Revolution 
und den absehbaren Veränderungen der Arbeitswelt 
einhergehen, sowie auf die Wohnungsfrage, die immer 
mehr Brisanz gewinnt. 

Unser soziales Sicherungssystem ist auf eine Arbeits-
gesellschaft ausgerichtet. Es basiert auf der Voraus-
setzung, dass ein großer Teil der erwachsenen Bevöl-
kerung erwerbstätig ist, sei es als Selbstständige 
oder als Lohnabhängige. Sozialleistungen (Transfer-
zahlungen und öffentliche Dienstleistungen) finan-
zieren sich überwiegend aus Steuern und Abgaben 
auf Erwerbs einkommen. Sie sollen die eigenständige  
Lebens führung durch Erwerbsarbeit nicht ersetzen, 
sondern sie ergänzen und damit Menschen, die nicht 
aus eigener Kraft ihren Lebensunterhalt bestreiten 
können, ein menschen würdiges Leben ermöglichen.

Dieses Modell gerät in eine doppelte Herausforderung. 
Erstens durch den demografischen Wandel, der in 
absehbarer Zeit zu einer sinkenden Zahl von Erwerbs-
tätigen führen wird, während zugleich die Zahl und der 
Anteil der älteren bis hochaltrigen Menschen steigen. 
Dieser Trend kann durch Zuwanderung abgefedert, aber 
nicht umgekehrt werden – und auch das nur dann, wenn 
die Integration der Zugewanderten in Bildungssystem 
und Arbeitsmarkt gelingt. Während die Prognosen einer 
massenhaften Verdrängung menschlicher Arbeit durch 
Maschinen die Gemüter bewegen, ist die wachsende 
Fachkräfteelücke auf dem Arbeitsmarkt bereits Realität. 

Auf absehbare Zeit dürfte sie das größere Problem sein.

Die Antwort auf den demografischen Wandel besteht 
a) in der besseren Ausschöpfung des vorhandenen 
Erwerbspotenzials, insbesondere einer höheren Betei-
ligung von Frauen und Migrant/innen am Arbeitsmarkt; 
b) in einer Flexibilisierung des Rentenalters und c) in 
der Steigerung der Produktivität der Arbeit, um eine 
höhere Wertschöpfung mit einem tendenziell sinkenden 
Arbeitsvolumen zu ermöglichen. Dafür sind massive 
Investitionen in Bildung, berufliche Qualifizierung und 
technische Innovation erforderlich.

Insofern kommt die digitale Revolution als zweite große 
Herausforderung dem demografischen Wandel durchaus 
entgegen, sofern sie zu einer höheren Arbeitsproduk-
tivität oder sogar zu einer Substitution menschlicher 
Arbeit durch intelligente Maschinen führt. So kann 
ein tendenzielles Sinken des Arbeitskräftepotenzials 
möglicherweise durch Technik kompensiert werden. 
Das gilt insbesondere für die Industrieproduktion, aber 
auch zunehmend für den Dienstleistungssektor. 

Ob und wie weit die Digitalisierung der Arbeit den  
gesellschaftlichen Wohlstand vermehrt und die soziale  
Teilhabe aller befördert, hängt von technischen Dyna-
miken, ihrer gesellschaftlichen Einbettung sowie von 
politischen Weichenstellungen ab, die nur bedingt voraus-
sehbar sind. Noch ist nicht klar, ob Digitalisierung – wie 
vergangene Perioden der industriellen Revolution – unter 
dem Strich zu mehr Beschäftigung oder zu massiven 
Verdrängungseffekten führen wird. 

Sicher ist nur, dass eine neue Generation selbstlernender 
Computersysteme und Roboter zu einer grundlegenden 
Veränderung beruflicher Qualifikationen sowie zu starken 
Umbrüchen der Branchenstruktur führen wird. Ganze 
Berufe werden verschwinden, andere neu entstehen; 
manche Wirtschaftszweige werden schrumpfen, andere 
wachsen. Das erfordert eine aktive Strukturpolitik, die 
Innovation fördert und Übergänge sozialverträglich 
gestaltet. Statt das Bestehende möglichst lange zu 
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In einem „Jobvernichter“-Szenario gewinnen Arbeits-
zeitverkürzung, neue Finanzierungsinstrumente wie 
eine Digitalisierungs- oder Wertschöpfungssteuer und 
neue Konzepte zur sozialen Grundsicherung (negative 
Einkommenssteuer, geförderte Bürgerarbeit, bedin-
gungsloses Grundeinkommen) eine wachsende Plausi-
bilität. Der Ersatz menschlicher Arbeit durch intelligente 
Maschinen ist nicht per se negativ. Er kann auch zur 
Befreiung von eintöniger, belastender Arbeit sowie zu 
einem Gewinn an selbstbestimmter Zeit führen, soweit 
es gelingt, Produktivitätsgewinne in mehr freie Zeit für 
alle umzuwandeln und das wegfallende Arbeitsvolumen 
finanziell zu kompensieren.

Da die Kommission keine dramatische Schrumpfung der 
Erwerbsarbeit erwartet, richten sich ihre Handlungs-
empfehlungen im Bereich der sozialen Sicherung vor 
allem auf eine Ergänzung bestehender Sicherungs - 
systeme durch zusätzliche Instrumente sozialer Teilhabe. 
Den Sprung in ein grundlegend anderes System der 
sozialen Sicherung (Entkopplung von sozialer Sicherung 
und Erwerbsarbeit) hält die Kommission auf absehbare 
Zeit nicht für erforderlich, zumal er mit erheblichen 
Akzeptanz- und Anpassungsproblemen verbunden wäre. 

Mit großer Wahrscheinlichkeit wird die Digitalisie-
rung jedoch auch im Szenario „Jobwandler“ zu einer 
Verschärfung der Verteilungsfrage führen.25 Durch 
die Digitalisierung ist eine weitere Polarisierung zwi-
schen relativ sicherer, hoch qualifizierter Arbeit und 
prekärer Beschäftigung in einem größer werdenden 
Niedriglohnsektor zu erwarten. Die Globalisierung 
verschärft diese Problematik. Der wachsende Bereich 
gering abge sicherter Beschäftigungsformen selbst für 
qualifizierte Arbeitskräfte in der neuen Plattform- und 

25  Vgl. Freeman, Richard B.: Who owns the robots rules the world. In: 
https://wol.iza.org/articles/who-owns-the-robots-rules-the-world/long 
Vgl. Autor, David / Dorn, David / Katz, Lawrence F. / Patterson, Christina /  
Van Reenen, John: The Fall of the Labor Share and the Rise of Superstar 
Firms. NBER Working Paper No. 23396/2017.

Netzwerkökonomie bringt neue Herausforderungen für 
die soziale Sicherung mit sich, die aktuell noch stark 
auf das „Normalarbeitsverhältnis“ ausgerichtet ist. Der 
zunehmenden Sorge der Menschen vor Prekarisierung 26  
muss vonseiten der Politik begegnet werden.

Generell ist damit zu rechnen, dass klassische, zur 
sozialen Stabilität beitragende Formen des „Normal-
arbeitsverhältnisses“ unter Druck global operierender 
digitaler Plattformen kommen. In dieser Welt kommen 
Normen wie Arbeitsverträge, Tarifverträge, Gewerkschaf-
ten und Arbeitsschutzgesetze kaum noch vor – außer es 
gelingt, ihnen auch dort Bedeutung zu geben. Dies bedarf 
jedoch entsprechender politischer Rahmensetzungen.

Die Kommission hat deshalb Handlungsempfehlungen 
zusammengetragen, die das bestehende Sicherungs-
system an die neuen Entwicklungen anpassen sollen. 
Damit soll eine weitere Spaltung der Gesellschaft in 
Gewinner und Verlierer von Globalisierung und digitaler 
Revolution verhindert werden.

26  Vgl. Promberger, Markus, u. a.: Existiert ein verfestigtes „Prekariat“? 
Working Paper Forschungsförderung der Hans-Böckler-Stiftung Nr. 85, 
September 2018. 
 

2.1 Herausforderung:  

Wandel der Arbeitswelt im Zuge der 

Digitalisierung

Die Digitalisierung verändert den Arbeitsmarkt funda-
mental. Die Kommission geht davon aus, dass sie tradi-
tionelle Arbeitsplätze vernichten und gleichzeitig als 
Jobmotor wirken wird. Die Nettoeffekte auf die Nachfrage 
nach Arbeitskräften können nicht zuverlässig voraus-
gesagt werden. Umso wichtiger ist eine evidenzbasierte 
Arbeits- und Sozialpolitik, die auf einem beständigen 
Monitoring gesellschaftlicher Entwicklungen beruht und 
versucht, maßgeschneiderte Antworten auf spezifische 
Problemlagen zu geben.

Die vorliegenden Prognosen zur Zukunft der Arbeitswelt 
beschreiben mehr oder weniger plausible Szenarien. Sie 
sind mit einem hohen Grad an Unsicherheit behaftet. 
Unter dem Strich hält die Kommission einen massiven 
Rückgang des Erwerbsarbeitsvolumens in absehbarer 
Zeit jedoch für wenig wahrscheinlich. Allerdings ist ein 
struktureller Wandel in bestimmten Branchen, Berufs-
zweigen und Regionen zu erwarten, der für bestimmte 
Gruppen Lohn- und Statuseinbußen nach sich zieht.23 
Was gesamtwirtschaftlich als Modernisierungsgewinn 
erscheinen mag, kann in manchen Branchen und Regi-
onen als existentielle Bedrohung empfunden werden. 

23  Vgl. Dauth, Wolfgang / Findeisen, Sebastian / Südekum, Jens /  
Wößner, Nicole: German robots: The impact of industrial robots on 
workers. IAB-Discussion Paper No. 30/2017.  
 

Eine Bottom-up-Studie unter Beteiligung von Unterneh-
men, Instituten und der IG Metall zeigt,24 dass für einen 
Zeitraum bis zu zehn Jahren durchaus fundierte Progno-
sen für den Arbeitsmarkt getroffen werden können. So 
kommt die vom Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft 
und Organisation (IAO) durchgeführte ELAB-Studie zu 
den Auswirkungen der Fahrzeugelektrifizierung auf die 
Beschäftigung in Deutschland zum Ergebnis, dass bei 
einer angenommenen mittleren Hochlaufgeschwindig-
keit neuer Antriebssysteme rund 75.000 Arbeitsplätze 
netto wegfallen (das entspricht etwa jedem dritten 
Arbeitsplatz in der Herstellung von Antriebssträngen). 
Vor dem Hintergrund der aktuellen Debatte um die 
CO2-Minderungsziele ist davon auszugehen, dass 
sich der Wechsel in der Motortechnologie deutlich 
beschleunigen wird, was wiederum einen größeren 
Arbeitsplatzverlust nach sich zieht. Die ELAB-Studie zeigt, 
dass es bezogen auf einzelne Regionen und Branchen 
sehr wohl zu tief greifenden Strukturbrüchen kommen 
kann, die es abzufedern gilt. Das im Bericht bereits 
erwähnte Transformations-Kurzarbeitergeld ist dabei 
eine mögliche Variante. 

Für einen längeren Zeithorizont ist die Zukunft der Arbeit 
nicht vorhersehbar. Die Digitalisierung hat nicht nur 
quantitative Auswirkungen auf das Beschäftigungs-
volumen, sie verändert auch Art, Inhalt und Formen der 
Arbeit. Ein Durchbruch von KI-Technologien auf breiter 
Front (Industrie, Dienstleistungen, Verwaltung, Bildung) 
könnte Verwerfungen in heute noch nicht kalkulier-
barem Ausmaß herbeiführen. Im Sinne des ethischen 
Vorsorge prinzips müssen deshalb auch Strategien für den 
Fall einer tief greifenden Krise der Arbeitsgesellschaft 
durchdacht werden. 

24  Vgl. ELAB 2.0. Wirkungen der Fahrzeugelektrifizierung auf die 
Beschäftigung am Standort Deutschland. Fraunhofer-Institut für 
Arbeitswirtschaft und Organisation IAO 2018. In:  
https://www.iao.fraunhofer.de/lang-de/images/iao-news/elab20.pdf 
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Das geplante „Starke-Familien-Gesetz“ sieht nun zu- 
mindest beim Kinderzuschlag die Abschaffung der 
Sprungstelle an der Höchsteinkommensgrenze vor und 
senkt die Transferentzugsrate beim Kinderzuschlag von 
50 auf 45 Prozent. 

Eine Studie der Bertelsmann Stiftung und des ZEW 
Mannheim29 hat Reformen durchgerechnet, die diese 
Probleme angehen. Statt der tatsächlichen Entzugs-
raten von erst 0, dann 80, 90 und 100 Prozent wurde 
eine einheitliche Rate von 60 Prozent angenommen. 
Das Simulationsmodell sagt voraus, dass dadurch die 
Erwerbstätigkeit im Umfang von knapp 140.000 Vollzeit-
äquivalenten steigen und die Einkommensungleichheit 
(gemessen am Gini-Koeffizienten) leicht sinken würde. 
Allerdings würde die Reform gut acht Milliarden Euro pro 
Jahr kosten. Eine einheitliche Entzugsrate von 80 Prozent 
würde sogar zu Einsparungen führen und dennoch die 
Erwerbstätigkeit erhöhen (vgl. Abb. 3).

Insgesamt müssten die verschiedenen Sozialleistungen 
besser aufeinander abgestimmt und Sprungstellen 
geglättet werden. Entsprechende Vorschläge wurden auch 
in einer aktuellen Studie des IFO Instituts im Auftrag 
der Friedrich-Naumann-Stiftung zusammengestellt.30 

29  Vgl. Peichl, Andreas / Buhlmann, Florian / Löffler, Max: Grenzbelastungen 
im Steuer, Abgaben- und Transfersystem:  
Fehlanreize, Reformoptionen und ihre Wirkungen auf inklusives 
Wachstum. Studie der Bertelsmann Stiftung, Gütersloh 2017.

30  Vgl. auch Blömer, Maximilian / Peichl, Andreas: Anreize für Erwerbstätige 
zum Austritt aus dem Arbeitslosengeld-II-System und ihre 
Wechselwirkungen mit dem Steuer- und Sozialversicherungssystem.  
Studie des ifo Instituts im Auftrag der Friedrich-Naumann-Stiftung  
für die Freiheit, 2019.

 
2.1.2 Tarifbindung und  
Mitbestimmung stärken

Die gesellschaftspolitische Bedeutung des Tarifvertrags-
systems wird oft unterschätzt. Tarifverträge sind wich-
tige Institutionen des Interessenausgleichs zwischen 
Arbeitgeber/innen und Arbeitnehmerschaft. Sie bieten 
ein wichtiges Element von Sicherheit in einer sich rasch 
verändernden Arbeitswelt. Viele arbeits- und sozial-
politische Innovationen wurden zunächst tarifvertraglich 
vereinbart. Insoweit sind sie auch Teil einer gesellschaft-
lichen Ordnung, die nach dem Subsidiaritätsprinzip 
gestaltet ist: Bevor der Staat eingreift, sollen die gesell-
schaftlichen Akteure möglichst eigenverantwortliche 
Problemlösungen finden. 

Tarifverträge sind Formen kollektiven Handelns. Sie 
erweitern die Mitgestaltung durch die Beschäftigten, 
bieten Schutz gegen Lohndumping und gewährleisten 
die Teilhabe aller Arbeitnehmer einer Branche an den 
ausgehandelten Leistungen. Die Kernbedingungen der 
Arbeit (Entgelte, Arbeitszeiten, Arbeitsplatzsicherheit, 
individuelle Entwicklungschancen, betriebliche Wei-
terbildung) sind mit Tarifverträgen in der Regel besser 
abgesichert. 

Indem Tarifverträge technologische Innovationen und 
betriebliche Umstrukturierungen mit dem notwendi-
gen Schutz für die Beschäftigten verbinden, liefern sie 
zugleich einen verlässlichen Rahmen für Unternehmen 
und Mitarbeiter/innen. Da sie regelmäßig erneuert wer-
den, können sie schneller auf Veränderungen reagie-
ren, als dies über den Weg neuer Gesetze möglich ist. 
Durch die Möglichkeit, auf der Basis von ökonomischen  
Fakten und transparenten Verfahren auch abweichende 
Ergebnisse zu vereinbaren, können sie im Bedarfsfall 
Rücksicht auf betriebliche Einzelfälle nehmen.

Handlungsempfehlungen

 
2.1.1 Reduktion des Transferentzugs für 
untere Einkommensgruppen und beim 
(Wieder-)Einstieg in den Arbeitsmarkt

Die Kommission sieht ein Problem in den hohen Grenz-
belastungen im Transferbereich für untere Einkommens-
gruppen.27 Die Debatte um Leistungsanreize konzentriert 
sich oft auf den Spitzensteuersatz oder die „kalte Pro-
gression“ bei der Einkommenssteuer. Betrachtet man 
aber die Grenzbelastung einschließlich der Sozialversi-
cherungsbeiträge und der Transferentzugsraten, dann ist 
für Spitzenverdiener die Grenzbelastung sogar niedriger 
als für die meisten anderen Einkommensgruppen.

Besonders hoch ist die Grenzbelastung bei ALG-II- Emp- 
fängern. Die ersten 100 Euro Zusatzverdienst sind 
anrechnungsfrei, danach führt ein hinzuverdienter Euro 
dazu, dass die ALG-II-Ansprüche zunächst um 80 Cent, 
dann um 90 Cent und schließlich sogar um 100 Cent 
sinken, d. h., von jedem zusätzlich verdienten Euro 
behalten die Betroffenen maximal 20 Cent, in manchen  
Fällen bleibt ihnen auch gar kein Mehrverdienst.28  
Der Übergang von Arbeitslosigkeit in Erwerbstätigkeit 
oder aus gering fügiger Beschäftigung in ein reguläres  
Arbeitsverhältnis ist aufgrund der bestehenden  

27  Vgl. Bruckmeier, Kerstin / Mühlhan, Jannek / Wiemers, Jürgen: Erwerbs- 
tätige im unteren Einkommensbereich stärken. Ein Konzept zur Reform  
von Arbeitslosengeld II, Wohngeld und Kinderzuschlag, IAB-Forschungs- 
bericht Nr. 9/2018. Vgl. Bach, Stefan / Buslei, Hermann: Wie können 
mittlere Einkommen beim Einkommensteuertarif entlastet werden?  
DIW Wochenbericht 20/2017. Vgl. Bonin, Holger / Fichtl, Anita / Rainer, 
Helmut / Spieß, C. Katharina / Stichnoth, Holger / Wrohlich, Katharina: 
Zentrale Resultate der Gesamtevaluation familienbezogener Leistungen, 
DIW Wochenbericht Nr. 40/2013.

28  Vgl. Peichl, Andreas / Buhlmann, Florian / Löffler, Max: Grenzbelastungen 
im Steuer-, Abgaben- und Transfersystem: Fehlanreize, Reformoptionen 
und ihre Wirkungen auf inklusives Wachstum. Studie der Bertelsmann 
Stiftung, Gütersloh 2017.

Regelungen nicht attraktiv. Noch höher sind die Transfer-
entzugsraten im Bereich von Wohngeld und Kinder -
zuschlag. Dort können sie teilweise mehr als 100 Pro-
zent erreichen. Die verschiedenen Sozialleistungen 
für untere Einkommensgruppen wie ALG II, Wohngeld 
oder Kindergeld sind nicht ausreichend aufeinander 
abgestimmt. Das derzeitige Steuertransfersystem ist 
zudem im Bereich niedriger Einkommen sehr komplex, 
da die genannten drei Transferleistungen eigene (und 
jeweils sehr komplizierte) Regeln für die Anrechnung 
von Einkommen haben.

Immerhin ist die demotivierende Wirkung einer Kom-
bination von steuerlichen Mehrbelastungen und weg-
fallenden Sozialtransfers für Geringverdiener/innen in 
das Blickfeld von Wissenschaft und Politik gerückt. 
Es gibt eine Reihe von Studien mit Reformvorschlägen 
und erste politische Maßnahmen, um diese negativen 
Effekte zu korrigieren.

 
Abb. 3: Reformszenario
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Reformszenario
Beschäft.- 
effekte

Gini- 
Koeffizient

Fiskalische 
Wirkungen

1. Transferentzugsrate 60 % 137.700 -0,003 -8,35

2. Transferentzugsrate 70 % 66.700 0,000 -0,57

3. Transferentzugsrate 80 % 42.000 0,002 0,96

4. Vereinfachung Wohngeld -300 0,000 -0,06

5. Vereinfachung 
Kinderzuschlag

1.900 0,000 -0,11

6. Abschaffung 
Solidaritätszuschlag

80.800 0,004 -14,08

7. Abflachung 
Mittelstandsbauch

223.300 0,004 -37,28

8. Realsplitting 27.300 -0,002 5,59

Hinweis: Die Tabelle weist die Beschäftigungseffekte, die Verteilungs-
effekte und den fiskalischen Gesamteffekt der verschiedenen 
Reformszenarien nach Lohn- und Beschäftigungsanpassung aus. Die 
Spalte „Beschäftigungseffekte“ bemisst den Beschäftigungseffekt in 
Vollzeitbeschäftigten mit 40 Wochenstunden. Die Spalte „Fiskalische 
Wirkungen“ weist die fiskalischen Gesamtkosten bzw. -erlöse in 
Milliarden Euro aus.

Quelle: Grenzbelastung im Steuer-, Abgaben- und Transfersystem.  
ZEW / Bertelsmann 2017.
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Abb. 4: Tarifbindung der Beschäftigten  
1998 – 2017 in Prozent

Quelle: IAB-Betriebspanel
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Wege zur Erhöhung der Tarifbindung

Es ist zunächst die ureigene Aufgabe der Tarifvertrags-
parteien, für eine weitestmögliche Verbreitung und 
Anerkennung von Tarifverträgen als Instrument einer 
branchenweiten Regulierung der Arbeits- und Wettbe-
werbsbedingungen Sorge zu tragen. 

Das Grundgesetz garantiert die negative Koalitionsfreiheit 
und die Tarifautonomie ebenso wie die Tarifpluralität. 
Direkten staatlichen Eingriffen in die Tarifbindung sind 
aus guten Gründen Grenzen gesetzt. Eine Politik, die die 
Tarifautonomie achtet und gleichzeitig die Tarifbindung 
als konstitutives Merkmal der sozialen Marktwirtschaft 
stärkt, sollte entlang folgender Handlungsebenen ent-
wickelt werden: 

a) Re-Regulierung von Arbeitsbeziehungen 

Die Deregulierung des Arbeitsmarkts ermöglichte 
Ausweichbewegungen in tariffreie Zonen. Mini- und 
Midijobs, mangelhafte Grenzziehung zwischen Praktika, 
Soloselbstständigkeit, Werkverträgen etc. entzogen 
Millionen von Beschäftigten den Anspruch auf Tarif-
verträge. Entsprechend ist eine Stärkung regulärer 
Beschäftigung ein wesentlicher Beitrag, um die Tarif-
bindung zu festigen.

b) Verbindlichkeit von Tarifverträgen erhöhen 

Vielfach entziehen sich Arbeitgeber der Tarifbindung 
durch Ausgründungen oder durch Austritt aus Arbeitge-
berverbänden. Die Möglichkeiten zur Tarifflucht können 
eingeschränkt werden, wenn Tarifverträge kollektiv 
nachwirken, bis ein neuer Tarifvertrag abgeschlossen 
worden ist. 

c) Privilegierung von Tarifverträgen 

Die Politik verfügt über die Möglichkeit, tarifvertragli-
che Leistungen zu privilegieren. So ist die Förderung 
tariflicher Modelle für flexible Übergänge in die Rente 
durch die steuerliche Begünstigung von Aufzahlungs-
beträgen sinnvoll. Diese Modelle gilt es auszubauen, 

etwa für tarifliche Aufstockungen zum Elterngeld, für 
Bildungsteilzeit, für Pflegezeiten oder zur betrieblichen 
Altersvorsorge. 

d) Allgemeinverbindlichkeitserklärung von Tarifver-
trägen und die Aufnahme in das Entsendegesetz 

Mit dieser Maßnahme wird in einer Branche die Tarifbin-
dung auf alle Betriebe ausgeweitet. Dieses Instrument 
ist wichtig, um gerade in stark kleingliedrigen Branchen 
mit wenig Verhandlungsmacht beider Tarifparteien tarif-
liche Regelungen anzuwenden. Um die Durchsetzung 
der Allgemeinverbindlichkeitserklärung zu erleichtern, 
sollten entsprechende Anträge, die von den Tarifver-
tragsparteien der betroffenen Branche gemeinsam in 
den Tarifausschuss eingebracht werden, dort nur mit 
Mehrheit abgelehnt werden können.

e) Staatliche Instanzen und öffentliche Unternehmen 
müssen Vorbild für Tarifbindung sein 

Bund, Länder und Kommunen müssen sicherstellen, dass 
ihre Unternehmen sowie die von ihnen beherrschten 
Betriebe tarifgebunden sind. Es ist nicht akzeptabel, 
wenn Unternehmen des Bundes, wie die IT der Bun-
deswehr oder die Bundesanstalt für Immobilienaufga-
ben, den Tarifvertrag des öffentlichen Dienstes (TVöD) 
unterlaufen. Der Staat hat auch als Arbeitgeber eine 
Vorbildfunktion bei der Stärkung der Tarifautonomie. 
Zudem sollte die Tarifbindung von Unternehmen als 
wesentliches Entscheidungskriterium bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge festgeschrieben werden. 

Die sinkende Tarifbindung schwächt die Verhandlungspo-
sition von Arbeitnehmer/innen. Sie ist einer der Gründe 
für das Auseinanderklaffen der Einkommensschere und 
die Verfestigung des Niedriglohnsektors. Insofern sind 
Tarifverträge auch ein Faktor für die Primärverteilung der 
Einkommen. Gleichzeitig haben sie eine ordnungspoli-
tische Funktion: Sie sichern den Unternehmen gleiche 
Startbedingungen im Wettbewerb um gute Produkte 
und Dienstleistungen und schützen die Beschäftigten 
vor bloßer Dumpingkonkurrenz auf Kosten von Löhnen 
und Arbeitsbedingungen. 

Die zurückgehende Tarifbindung reflektiert auch die 
zunehmende Ausdifferenzierung der Arbeitswelt.  
Neue Arbeitsformen der Plattformökonomie erfordern 
auch neue tarifvertragliche Regelungen; Solo-Unter-
nehmer/innen und Start-ups benötigen Flexibilität bei 
der Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen; Betriebe 
müssen in der Lage sein, ihre Kostenstrukturen rasch 
anzupassen. Solche Zielkonflikte müssen berücksichtigt 
werden. Dennoch bleiben Tarifverträge ein wichtiger 
Garant für gute Arbeit und faire Bezahlung. Sie haben 
sich gerade in Krisenzeiten bewährt.

Aus Sicht der Kommission befördert die Erosion der 
Tarifbindung eine Destabilisierung der Arbeitsbezie-
hungen. Sie untergräbt die „Sicherheit im Wandel“. Die 
folgenden Handlungsempfehlungen zielen darauf ab, 
dieser Tendenz entgegenzuwirken. Sie werden in der 
Kommission unterschiedlich bewertet. Die Mehrheit der 
Kommission spricht sich dafür aus, dass Tarifparteien 
und Politik sich in dieser Richtung für eine Stärkung 
der Tarifbindung einsetzen sollten.
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Quelle: Institut für Freie Berufe Nürnberg 2014/bpb.

Abb. 5: Entwicklung der Zahlen der Selbstständigen 
in Freien Berufen in Deutschland 1950 – 2013 
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Abb. 6: Solo-Selbständige, die in die gesetzliche  
Rentenversicherung oder in eine Lebensversiche-
rung* einzahlen, nach dem Alter

  2005

  2009

  2013

* Versicherungssumme von mindestens 50.000 Euro

Quelle: Statistisches Bundesamt, Forschungsbericht 465, BMAS 2016.
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Abb. 7: Die Vermögensverteilung 
in Deutschland
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2.1.4 Soziale Absicherung in der 
Plattformökonomie

Gerade im Bereich der Plattformökonomie verschwim-
men die Rollen von Arbeitgeber/innen und Arbeit- 
nehmer/innen. Die beteiligten Selbstständigen sind häufig 
von arbeitsrechtlichen Standards und Schutz normen 
ausgeschlossen. Um der Spaltung in abgesicherte Arbeits-
verhältnisse und prekäre, formal selbstständige Arbeit 
entgegenzuwirken, sollten zukünftig Sicherungsstandards 
für alle „arbeitnehmerähnlichen Personen“ 31 gelten.

Neben den Selbstständigen sollten auch die Auftraggeber 
und Plattformbetreiber in die Finanzierung der Sozial-
beiträge einbezogen werden. Der Zusammenschluss von 
Selbstständigen zu Plattformkooperativen, vergleichbar 
mit Genossenschaftsmodellen, kann ihre Beteiligung an 
den Gewinnen der Vermittlungsplattform fördern und 
gleichzeitig arbeitsrechtliche Regelungen sicherstellen.

31  Vgl. Jürgens, Kerstin / Hoffmann, Reiner / Schildmann, Christina: Arbeit Trans- 
formieren! Denkanstöße der Kommission „Arbeit der Zukunft“, Bielefeld 2017.

 
2.1.5 Mitarbeiterbeteiligung und 
Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand 
(Beteiligung am Produktivkapital)

Während sich die Verteilung der Haushaltseinkommen 
in der Bundesrepublik nicht dramatisch verändert hat, 
ist die Unwucht bei der Vermögensverteilung umso 
stärker gewachsen. Im Zuge der Globalisierung sind 
Kapitaleigentümer deutlich wohlhabender geworden. Ein 
Großteil des Vermögenszuwachses der letzten 20 Jahre 
konzentriert sich im oberen Bereich der Verteilungs-
pyramide (vgl. Abb. 7). Insbesondere das Eigentum an 
Grund und Boden hat enorme Wertzuwächse erfahren. 
Gleichzeitig ist die Diskussion um eine Vermögenssteuer 
im Sande verlaufen. Ein zentraler Hebel für eine gerech-
tere Vermögensverteilung ist die verstärkte Beteiligung 
breiter Bevölkerungsschichten am Produktivkapital. 
Dies kann in Form betrieblicher Mitarbeiterbeteiligung, 
als Beteiligung an überbetrieblichen Fonds sowie als 
Aufbau von Aktien- und Immobilienvermögen geschehen.

 
2.1.3 Bessere soziale Absicherung  
von Selbstständigen 

Selbstständige machen etwa 9 Prozent der Erwerbstätigen 
in Baden-Württemberg aus. Die Zahl der Solo-Selbst-
ständigen, v. a. im Dienstleistungsbereich, hat in den 
vergangenen Jahren stetig zugenommen. Es zeigt sich, 
dass die soziale Absicherung bei Selbstständigen meist 
weniger verlässlich und die Nettoeinkommen geringer 
sind. Die Kommission sieht daher eine zentrale Aufgabe 
darin, Selbstständige besser in das Sozialversicherungs-
system einzubinden. Ziel sollte eine „Erwerbstätigen-
versicherung“ sein, in die alle Erwerbstätigen – auch 
Selbstständige – einzahlen. 

Soziale Sicherung und gesellschaftliche TeilhabeKapitel 2



54 55

Mitarbeiterkapitalbeteiligung besser fördern 
Das Mitarbeiterkapitalbeteiligungsgesetz von 2009 
(MKBG) hat kaum Wirkung gezeigt. Das Gesetz kam 
zur falschen Zeit (Finanzkrise) und hat die steuerlichen 
Rahmenbedingungen nur ansatzweise verbessert.

Eine Ursache für die geringe Mitarbeiterkapitalbeteili-
gung in Deutschland liegt im zu geringen Freibetrag für 
Investitionen in das eigene Unternehmen. In Deutsch-
land beträgt dieser Freibetrag 360 Euro pro Jahr und 
Mitarbeiter. In den Niederlanden sind es 1.200 Euro, in 
Österreich 3.000 Euro, in Italien 2.100 Euro, in Ungarn 
3.200 Euro und in Großbritannien ca. 3.500 Euro.

Die European Foundation of Employee Share Ownership 
in Brüssel fasst den Befund einfach und deutlich zusam-
men: „Fiscal incentives are indispensable prerequisites 
for the development of employee share ownership“. 

Absicherung von Risiken 
Mitarbeiterkapitalbeteiligung ist eine unternehmerische 
Beteiligung (so auch die Auffassung der Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht), die insbesondere bei 
Insolvenz des Unternehmens teilweise oder ganz verloren 
gehen kann. Zur Begrenzung des Verlustrisikos wird die 
Höhe der Beteiligung in vielen Programmen limitiert. Das 
individuelle Risiko wird auch dadurch begrenzt, dass 
ein maßgeblicher Anteil der angesparten Einlagen als 
freiwillige Leistung vom Unternehmen beigesteuert wird.

Gleichwohl sollte geprüft werden, wie die Insolvenzsi-
cherung für Mitarbeitereinlagen verbessert werden kann. 
Eine alternative Variante ist der Ausbau von überbe-
trieblichen Beteiligungsfonds mit einer entsprechenden 
Streuung von Risiken. Gegenüber klassischen Aktienfonds 
ermöglichen solche Modelle auch die Beteiligung an 
nicht börsennotierten Unternehmen. 

Initiative Mitarbeiterbeteiligung
Dies ist die Agenda, die es abzuarbeiten gilt, wenn das 
Thema in Deutschland vorangebracht werden soll. Was 
bislang fehlt, ist eine „Initiative Mitarbeiterbeteiligung“ – 
ein Vorstoß von Politik, Verbänden und Gewerkschaften 
für mehr Teilhabe und Vermögensbildung in Deutschland. 

In vielen Ländern Europas und im angelsächsischen 
Raum ist die finanzielle Beteiligung der Mitarbeiter 
deutlich weiter verbreitet als in Deutschland. Dies hat 
im Wesentlichen fünf Gründe: 

•  ein günstiges institutionelles Umfeld – Politik, 
Verbände und Gewerkschaften bringen das Thema 
einvernehmlich voran,

•  weniger Zurückhaltung bei den Unternehmen, wenn 
es darum geht, entsprechende Programme anzubieten, 

•  aufseiten der Arbeitnehmer eine höhere Bereit-
schaft, entsprechende Einlagen zu tätigen, 

• eine ausgeprägte Aktien- und Beteiligungskultur 

und vor allem

• stärkere steuerliche Anreize. 

Die Automatisierung begünstigt Kapitaleinkommen 
und senkt tendenziell die Lohnquote am Volkseinkom-
men. Die Beteiligung breiter Bevölkerungsschichten am 
gesellschaftlichen Produktivvermögen ermöglicht ihre 
Teilhabe am Wirtschaftswachstum auch im Zeitalter 
der digitalen Revolution. Auch Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer würden so von der „digitalen Dividende“ 
profitieren und zusätzliche Einnahmen neben ihrem Lohn 
erzielen. Gerade in Zeiten globalisierter Arbeits- und 
Kapitalmärkte, in denen Kapitaleinkommen tendenziell 
schneller steigen als Löhne, ist Kapitalbeteiligung ein 
zentrales Instrument für mehr Verteilungsgerechtigkeit. 
Eine breite Streuung des Eigentums an Produktions-
mitteln („Eigentum für alle“) bildet die Grundlage für 
eine stabile soziale Marktwirtschaft und die Sicherung 
sozialer Teilhabe. Sie ist ein wesentlicher Beitrag zur 
Vermögensbildung und zur finanziellen Sicherung im Alter.

Darüber hinaus stärkt die Beteiligung breiter Schichten 
am Produktivkapital auch die Standortbindung von 
Unternehmen, verbessert ihre Eigenkapitalbasis und 
erweitert die Mitbestimmung an wirtschaftlichen Ange-
legenheiten. Sie ist damit auch ein Weg, die Wirtschaft 
stärker in die Gesellschaft einzubinden. 

Vorteile für Unternehmen, Beschäftigte  
und Gesellschaft 
Mitarbeiterbeteiligung ist zunächst eine originär unter-
nehmerische Aufgabe: Die Unternehmen schaffen sich 
durch die Ausgabe von Aktien oder das Angebot einer 
stillen Beteiligung einen Vorsprung im Wettbewerb 
um qualifizierte Fach- und Führungskräfte, erzielen 
damit (empirisch nachweisbar) insgesamt eine bessere 
Performance und bilden Eigenkapital.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter profitieren glei-
chermaßen: Die Beteiligung am Kapital des eigenen 
Unternehmens fördert eine partnerschaftliche Zusam-
menarbeit und wertet die Stellung der Beschäftigten als 
Miteigentümer/innen auf. Sie profitieren am Erfolg der 
gemeinsamen Arbeit und bekommen Zugang zu einer 

renditestarken Anlageform für ihren Vermögensaufbau. 
Zu bedenken ist allerdings, dass die Vermögensbetei-
ligung in demselben Unternehmen, an dem auch das 
Lohneinkommen hängt, zum doppelten Risiko werden 
kann. Diesem Risiko sollte durch eine stärkere Diver-
sifikation von Beteiligungen (überbetriebliche Fonds) 
sowie durch Instrumente der Anlageversicherung ent-
gegengewirkt werden. 

Gleichwohl ist die Beteiligung der Beschäftigten an 
ihrem Unternehmen (und damit auch am Unterneh-
mensgewinn) wirtschaftlich wie gesellschaftspolitisch 
erstrebenswert. Für die Unternehmen ist sie ein wichtiges 
Instrument der Personalpolitik und der Finanzierung, für 
die Beschäftigten ein Hebel zum Vermögensaufbau, der 
zugleich ihre Mitbestimmungsmöglichkeiten erweitert.

Mitarbeiterkapitalbeteiligung in  
Großunternehmen und im Mittelstand 
Die Beteiligung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
am Unternehmenskapital ist in Deutschland weitaus 
weniger verbreitet als z. B. in Frankreich oder Groß-
britannien. Nur circa die Hälfte der DAX-Unternehmen 
bietet ihren Mitarbeiter/innen eine direkte Beteiligung an.

Bei einer Mitarbeiterkapitalbeteiligung macht das Unter-
nehmen den Beschäftigten das Angebot, eine Kapital- 
einlage zu leisten, die in der Regel durch einen steuer- 
und sozialabgabenfreien Zuschuss („Kapitalbildungs- 
zuwendung“) von bis zu 360 Euro pro Jahr vonseiten  
des Arbeitgebers aufgestockt wird. Die beteiligten 
Mitarbeiter/innen erhalten darüber hinaus eine vom 
Unternehmenserfolg abhängige Dividende bzw. Ver-
zinsung. Die Teilnahme an einem derartigen Programm 
ist freiwillig.

Derzeit gibt es in Deutschland circa 3.000 Unterneh-
men, die entsprechende Programme anbieten, mit circa  
zwei Millionen beteiligten Arbeitnehmern: jeweils circa  
einer Millionen Belegschaftsaktionären und stillen 
Gesellschaftern bzw. Genussrechteinhabern. 
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Abb. 8: Wunsch nach selbstbestimmten Arbeitszeiten
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Quelle: IG Metall-Beschäftigtenbefragung 2017
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2.2. Herausforderung:  

Absicherung von Übergängen und 

besonderen Lebenssituationen

Mit den rascheren Veränderungen der Arbeitswelt, dem 
steigenden Leistungsdruck in vielen Berufen und der 
tendenziell längeren Lebensarbeitszeit wächst der Bedarf 
an finanzieller Absicherung für bestimmte Lebenssitua-
tionen und Diskontinuitäten der Berufsbiografie. Bislang 
werden diese unsicheren Lebenssituationen durch den 
Sozialstaat nur unzureichend gedeckt. Hier liegt die 
Ursache dafür, dass bei vielen Menschen die Idee eines 
bedingungslosen Grundeinkommens Anklang findet. Die 
Kommission steht diesem Konzept kritisch gegenüber  
(  Bedingungsloses Grundeinkommen: Königsweg oder 
Sackgasse?, S. 61). Dem zugrunde liegenden Wunsch 
nach einer verlässlichen Grundsicherung, die erweiterte 
individuelle Optionen zur Lebensgestaltung bietet, sollte 
aber mit anderen Angeboten begegnet werden. 

Dabei sollte der Staat nicht „totalbetreuend“ auftreten, 
sondern ein Mindestmaß an biografischer Planbarkeit 
und Sicherheit gewährleisten. Die Menschen müssen 
sich darauf verlassen können, dass sie den strukturellen 
Wandel mit der Unterstützung der Solidargemeinschaft 
aus eigenen Kräften bewältigen können. Es wird weit-
reichende Veränderungen der Arbeitswelt geben. Um 
mehr „Sicherheit im Wandel“ zu schaffen, bedarf es 
eines organisierten Rahmens, der befähigt und motiviert, 
aber auch Schutz bietet. Dabei gilt: Sowohl absolute 
Sicherheit als auch absolute Unsicherheit hemmen 
notwendige Veränderungsprozesse. 

Neben den Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt diffe-
renzieren sich auch die Lebensentwürfe aus. So steigt der 
Wunsch nach gleichberechtigter Arbeitsteilung zwischen 
Frauen und Männern und nach besserer Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf. Der Bedarf an Auszeiten von 
Erwerbsarbeit steigt also, nicht nur für Familienarbeit, 
sondern auch für die Pflege von Angehörigen, Weiter-
bildung oder ehrenamtliches Engagement. Diskontinu-
ierlicher werdende Erwerbsbiografien erfordern eine 
lebensphasenorientierte Arbeits- und Sozialpolitik, die 
Übergänge zwischen Erwerbstätigkeit, Familienarbeit, 
bürgerschaftlichem Engagement und Weiterbildung 
erleichtert und die entsprechenden Auszeiten finanziell 
und rechtlich flankiert. Das gilt besonders dringlich 
für Alleinerziehende, von denen knapp 33 Prozent von 
Armut bedroht sind.33 Soziale Sicherungsnetze werden 
zunehmend auch für den Mittelstand relevant. Das gilt 
für die wachsende Gruppe der Selbstständigen wie für 
Beschäftigte in der Plattform- und Netzwerkökonomie, 
die sich von Projekt zu Projekt hangeln.

33  Vgl. Statistisches Bundesamt: Alleinerziehende in Deutschland 2017.  
In: https://www.destatis.de/DE/PresseService/Presse/Pressekonferenzen/ 
2018/Alleinerziehende/Statement_alleinerziehende.pdf;jsessionid=1A4C9 
7030EE4EC571F354C5C13E8B0BF.InternetLive1?__blob=publicationFile

Verbesserte Rahmen-

bedingungen für 

Mitarbeiterbeteiligung 32 

1. Novellierung des
Mitarbeiterkapitalbeteiligungsgesetzes
Die Erhöhung des steuer- und sozialabgabenfreien
Freibetrags nach § 3 Abs. 39 EStG von 360 Euro pro
Jahr auf europäisches Niveau von mindestens 3.000
Euro wäre eine angemessene Form der steuerlichen
Förderung.

2. Rechtliche Unsicherheiten und bürokratische
Hemmnisse beseitigen
Die Einführung von Mitarbeiteraktienprogrammen ist in
vielen Fällen mit einem hohen bürokratischen Aufwand
verbunden, der auf die Unternehmen abschreckend
wirkt. Die Entbürokratisierung der Belegschaftsaktie
und die Erhöhung der Rechtssicherheit für mezzanine
Beteiligungen sowie marktgerechte Maßgaben für die
Bewertung von Unternehmen sind Beispiele für abzu-
bauende Hemmnisse.

32   Die Vorschläge orientieren sich an den Empfehlungen des 
Bundesverbands Mitarbeiterbeteiligung: Beyer, Heinrich: Positionspapier 
des Bundesverbands Mitarbeiterbeteiligung zur Bundestagswahl 2017.

3. Nachgelagerte Besteuerung von langfristigen
Mitarbeiterbeteiligungen
Mitarbeiterbeteiligungen und andere Formen der Ver-
mögensbildung, die verstärkt auf kapitalmarktbasierte
Anlageprodukte setzen, können dazu beitragen, dass
wesentlich mehr Altersvorsorgevermögen gebildet wird.
Von daher wäre es sachgerecht, wenn für langfristige,
vorsorgeorientierte Mitarbeiterkapitalbeteiligungen die
gleichen steuerlichen Bedingungen gelten würden wie bei
der Förderung der betrieblichen Altersversorgung (BAV).

Ein Vorschlag wäre ein Freibetrag für die nachgelagerte 
Besteuerung für Einlagen im Rahmen eines Mitarbei-
terbeteiligungsprogramms in Höhe von zum Beispiel 
3.000 Euro p. a. 

Alternativ könnte der Freibetrag für die BAV (3.216 Euro 
plus 1.800 Euro im Jahr 2019) auch für die Mitarbeiter-
kapitalbeteiligung geöffnet werden. 

Darüber hinaus sollte die steuerunschädliche Übertra-
gung von Mitarbeiterbeteiligungskapital in die betriebliche 
Altersversorgung vorgesehen werden.

4. Überbetriebliche Beteiligungsformen für
Vermögensbildung und Altersvorsorge
Für langfristiges Sparen sollten (ggf. zertifizierte)
kapitalmarktbasierte Anlageprodukte (Fonds, ETFs,
Teilhaberfonds, „Deutschlandfonds“ etc.) mit einem
entsprechenden steuerlichen Freibetrag oder nach-
gelagerter Besteuerung – und vor allem mit weniger
Regulierungen – gefördert werden.

5. Angebote für eine Insolvenzsicherung
Wenn Mitarbeiterbeteiligungen und andere Formen
der langfristigen Vermögensbildung und Altersvorsorge
gegen Insolvenz und Wertverlust abgesichert werden
sollen, kann dies zum Beispiel durch Programme der
Bürgschaftsbanken der Bundesländer, der KfW oder
des Pensions-Sicherungs-Vereins erfolgen.
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Abb. 9: Viel Bedarf, wenig Regelungen zur 
Arbeitszeitreduzierung

  Betriebe mit Bedarf an Arbeitszeitreduzierung   

  Betriebe mit Regelungen

Kinder Pflege Weiterbildung

Quelle: IG Metall Betriebsrätebefragung 2016
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Besonders wichtig ist in diesem Kontext die finanzielle 
Absicherung von Weiterbildungsphasen, die mit einer 
Unterbrechung der Erwerbstätigkeit verbunden sind  
(  1.2.2 Bildungsgrundeinkommen und finanzielle Absi-
cherung des lebenslangen Lernens, S. 33). Die Idee des 
Bildungsgrundeinkommens zielt darauf ab, die Not-
wendigkeit und das Recht auf Weiterbildung über die 
Primärausbildung hinaus finanziell abzusichern. Das 
Bildungsgrundeinkommen ist als Bürgerrecht angelegt, 
das es allen ermöglichen soll, sich im Verlauf ihrer 
Erwerbsbiografie weiterzubilden und dafür ein exis-
tenzsicherndes Grundeinkommen zu beziehen. 

 
2.2.2 Reform der Arbeitsverwaltung:  
Erhalt und Förderung der Beschäftigungs- 
fähigkeit im Wandel

Die bestehende Funktion und Institution der Arbeits-
verwaltung und ihre Rolle als „soziale Absicherung 
vor Arbeitslosigkeit“ bedürfen einer grundlegenden 
Überarbeitung zu einer präventiven bzw. antizipativen 
Arbeitsmarktpolitik. Dies wurde bereits verschiedentlich 
angedacht.34 Dabei sind Instrumente notwendig, die den 
Beschäftigten erlauben, ihre Beschäftigungsfähigkeit 
insbesondere durch Weiterbildung fortlaufend zu erhalten 
oder gänzlich Neues zu lernen. Um der bisherigen Praxis 
des Matthäus-Prinzips in der beruflichen Weiterbildung 
zu entgehen (Wer hat, dem wird gegeben), sind gerade für 
bildungsfernere Beschäftigte zusätzliche Maßnahmen 
erforderlich.

34  Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales:  
Weißbuch Arbeiten 4.0, Berlin 2017. 
 
 
 
 

Aktuell besteht erst im Falle von Arbeitslosigkeit ein 
Rechtsanspruch auf Weiterbildung – hier muss ein Umden-
ken erfolgen: Umschulung und Weiterbildung sollten 
bereits präventiv ermöglicht werden, und die Arbeitslosen-
versicherung sollte zu einer Arbeitsversicherung umgebaut 
werden. Dafür müssen finanzielle Sicherungsmechanismen 
für die Weiterbildungszeit geschaffen werden (  1.2.2 
Bildungsgrundeinkommen und finanzielle Absicherung 
des lebenslangen Lernens, S. 33). Die Arbeitsagenturen 
müssen dafür mit zusätzlichem Personal für Beratung 
ausgestattet werden. Anhand eines Modellprojekts 
wurde die Wirkung einer zusätzlichen Ausstattung von 
Arbeitsagenturen mit Vermittlungspersonal untersucht. 
Die Ergebnisse zeigen, dass eine bessere Ausstattung 
mit einer kürzeren Dauer der Arbeitslosigkeit einhergeht.35

Die Wirkung aktivierender Arbeitsmarktpolitik wurde 
in der empirischen Literatur mehrfach untersucht. Es 
zeigt sich, dass die Teilnahme an verpflichtenden Akti-
vierungsprogrammen die Zeit der Arbeitslosigkeit um 
bis zu 30 Prozent reduzieren kann.36 Es muss zusätzlich 
jederzeit die Möglichkeit zur freiwilligen Teilnahme an 
Maßnahmen bestehen. 

Auch das „SkillsFuture“-Konzept aus Singapur37 kann 
als Vorbild herangezogen werden. Sobald gravierende 
Veränderungen in bestimmten Wirtschaftszweigen sicht-
bar werden, wird noch im Rahmen der bestehenden 
Beschäftigung darauf vorbereitet. Dabei sollten die 
Arbeitskräfte immer mindestens eine Fähigkeit mehr 
erlernen, als sie für ihre aktuelle Tätigkeit benötigen.

35   Vgl. Hofmann, Barbara / Krug, Gerhard / Sowa, Frank / Theuer, Stefan /  
Wolf, Katja: Wirkung und Wirkmechanismen zusätzlicher Vermittlungs- 
fachkräfte auf die Arbeitslosigkeitsdauer. Analysen auf Basis eines 
Modellprojektes. In: Zeitschrift für Evaluation 11(1)/2012.

36   Vgl. Graversen, Brian Krogh / Van Ours, Jan C.: How to help unemployed 
find jobs quickly: Experimental evidence from a mandatory activation 
program. In: Journal of Public Economics 92(10–11)/2008.

37  Vgl. SkillsFuture Singapore. In: http://www.skillsfuture.sg/

Handlungsempfehlungen

 
2.2.1 Soziale Sicherung für Auszeiten und 
lebensphasenbezogene Flexibilisierung  
der Arbeitszeiten

Soziale Sicherheit wird in erster Linie durch eine durch-
gängige Erwerbsbiografie gewährleistet. Es gilt daher, die 
Erwerbsarbeit so zu gestalten, dass sie an die individu-
ellen Bedarfe der Beschäftigten angepasst werden kann 
und nicht die Lebensumstände zu einem Ausscheiden 
aus der Erwerbsarbeit zwingen.

Aktuell zeigt sich, dass v. a. Menschen in Teilzeitbe-
schäftigungen oder in geringfügigen Beschäftigungen 
eine Verlängerung ihrer Arbeitszeit anstreben, während 
sich Menschen in Vollzeitbeschäftigung eine Verkürzung 
der Arbeitszeit wünschen (vgl. Abb. 8). Die Kommission 
empfiehlt daher, Lösungen jenseits der klassischen 
Vollzeitbeschäftigung zu ermöglichen und gleich zeitig 
Mindeststandards für geringfügige Beschäftigung abzu-
sichern.

Die Kommission spricht sich für einen rechtlich geregelten 
Anspruch auf individuelle Arbeitszeitverkürzung mit 
betrieblichem oder steuerfinanziertem Lohnausgleich 
aus. So können bei Bedarf Arbeitnehmer/innen, die 
Kinder betreuen oder Angehörige pflegen, Auszeiten 
nehmen, ohne in das Risiko der Arbeitslosigkeit zu 
gehen. Der Anspruch auf Freistellung sollte auch für 
begründungsfreie Auszeiten („Sabbaticals“) gelten. 
Teilzeitmodelle bzw. vollzeitnahe Teilzeit müssen als 
Normalität anerkannt und gefördert werden. Da längst 
nicht alle Beschäftigten von Tarifverträgen erfasst sind, 
sollten Regelungen dieser Art nicht allein den Tarifpar-
teien überlassen werden. Die Arbeits- und Sozialpolitik 
muss flächendeckend eine gesetzliche Grundlage für 
neue Zeitmodelle schaffen.
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Bedingungsloses 

Grundeinkommen: 

Königsweg oder 

Sackgasse?

Sollte die Digitalisierung zu einem massiven Rückgang 
des Erwerbsarbeitsvolumens führen, müsste über eine 
Entkopplung von Arbeit und sozialer Sicherung nach-
gedacht werden. Die Kommission hat sich deshalb 
näher mit dem bedingungslosen Grundeinkommen 
(BGE) befasst. 

Bei der Diskussion um ein BGE treffen unterschiedliche 
Menschenbilder, Gleichheits- und Gerechtigkeitsvorstel-
lung aufeinander. Was für bestimmte gesellschaftliche 
Gruppen möglicherweise die perfekte Basis für ein 
selbstbestimmtes Leben ist, kann sich für andere (etwa 
Jugendliche aus bildungsfernen Milieus oder Arbeitneh-
mer mit geringer Qualifikation) als Sackgasse erweisen. 
In einer Welt begrenzter finanzieller Ressourcen muss 
man auch die Frage der Kosten und Finanzierungs-
möglichkeiten stellen: Was sollte Vorrang haben – eine 
massive Ausweitung staatlicher Transferzahlungen oder 
höhere Investitionen in die öffentliche Infrastruktur, 
Bildung und Wissenschaft?

In der aktuellen (und absehbaren) Arbeitsmarktsituation 
überwiegen aus Sicht der Kommission die kritischen 
Einwände gegen ein bedingungsloses Grundeinkommen. 
Falls sich die Digitalisierung als „Jobvernichter“ großen 
Stils erweist und ein Großteil der gesellschaftlichen 
Arbeit von Automaten geleistet wird, mag sich diese 
Bewertung ändern. In diesem Fall müssten neue Finan-
zierungsquellen für eine erweiterte Grundsicherung 
jenseits von Einkommenssteuer und Sozialabgaben 
der bisherigen Praxis erschlossen werden.

Im Einzelnen werden folgende Punkte kritisch gesehen: 

•  Trotz der Digitalisierung bleibt Deutschland auf abseh-
bare Zeit eine industriell geprägte Arbeitsgesellschaft. 
Sie ist nach wie vor Grundlage eines funktionsfähigen 
Sozialstaats.

•  Das BGE minimiert den Wert von Arbeit und gefähr-
det existenzsichernde Löhne zugunsten staatlicher 
Unterstützung bei der Existenzsicherung. 

•  Ungeklärt ist ein realistisches Konzept zur Finanzierung 
eines BGE: Aktuell zur Verfügung stehende Ressourcen 
für soziale Sicherung würden zu einer Deckung der 
entstehenden Kosten nicht ausreichen. Eine weitere 
finanzielle Belastung von Arbeitnehmer/innen wie Unter-
nehmen durch höhere Abgaben ist aber nicht sinnvoll. 
Außerdem stünde das BGE finanziell in Konkurrenz zu 
höheren Investitionen in die öffentliche Infrastruktur 
und das Bildungs- und Wissenschaftssystem.

•  Es stellt sich die Frage, ob durch ein BGE nicht weniger, 
sondern mehr soziale Ungerechtigkeit entsteht. Durch 
das BGE würden alle gleich behandelt ohne Rücksicht 
auf unterschiedliche Bedarfe. 

•  Armut ist nicht nur eine finanzielle Größe. Sie geht 
einher mit einem Mangel an Teilhabe und Chancen. 
Eine bloße existenzsichernde Geldleistung befähigt 
noch lange nicht zur aktiven Beteiligung am beruflichen 
und öffentlichen Leben. 

•  Deshalb kann mit einem BGE auch nicht der Sinn 
kompensiert werden, der mit Arbeit verbunden ist: 
Teamarbeit und Stolz auf die eigene Leistung, das 
Selbstbewusstsein, seinen Lebensunterhalt aus eigener 
Kraft zu bestreiten, etc.

•  Ein BGE würde die bildungsbedingte Ungleichheit 
verstärken, da nicht alle Empfänger in gleichem Maße 
befähigt wären, die damit verbundenen Möglichkeiten zu 
nutzen. Das BGE käme vor allem einem Personenkreis 

2.3 Herausforderung:  

Digitalisierung als Jobvernichter

Bislang bildete die Erwerbsarbeit den sozialen Anker 
für die meisten Menschen. Nach den Einschätzungen 
der Kommission wird diese Arbeitszentrierung auch 
zukünftig erhalten bleiben. Im Sinne des Vorsorgeprinzips 
sollten sich Politik und Gesellschaft aber auch auf eine 
Zukunft vorbereiten, in der intelligente Maschinen einen 
großen Teil der notwendigen Arbeit erledigen. Dafür 
müssen Mechanismen der sozialen Absicherung und 
der gesellschaftlichen Teilhabe geschaffen werden, 
die nicht mehr von der Erwerbsarbeit abgeleitet sind. 

Handlungsempfehlungen

 
2.3.1 Generelle  
Arbeitszeitverkürzung

Nimmt das Arbeitsvolumen drastisch ab, muss über 
eine generelle Reduzierung der Arbeitszeit nachge-
dacht werden, um der sozialen Spaltung zwischen 
einer sinkenden Anzahl von Vollarbeitskräften und 
einer wachsenden Zahl von Arbeitslosen zu begegnen. 
Vorübergehende Kurzarbeit wird schon jetzt als Puffer 
eingesetzt, um in Krisensituationen Arbeitsplätze zu 
erhalten und dauerhaft zu sichern. Eine dauerhafte, 
gesetzlich verankerte Arbeitszeitverkürzung kann im 
Fall des „Jobvernichter“-Szenarios dazu beitragen, 
die Auswirkungen durchschlagender Automatisierung 
aufzufangen. In diesem Fall bräuchte es einen Lohn-
ausgleich, der die Einkommenseinbußen zumindest 
teilweise kompensiert. Dieser müsste möglichst aus 
den Automatisierungsgewinnen finanziert werden.

 
2.3.2 Konzept  
Bürgerarbeit

Gegenüber der Forderung nach „Lohn für Nichtarbeit“ 
(bedingungsloses Grundeinkommen) präferiert die 
Kommission für den Fall eines drastischen Schrump-
fens der Beschäftigung auf dem ersten Arbeitsmarkt 
die Ausweitung des „dritten Sektors“ gemeinnütziger 
Tätigkeit und bürgerschaftlichen Engagements im Ver-
ein mit einer schrittweisen Senkung der gesetzlichen 
Arbeitszeit (  4.4.5 Geförderte Bürgerarbeit zur Stärkung 
des gesellschaftlichen Zusammenhalts, S. 95).
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2.4 Herausforderung:  

Wohnungsfrage als neue soziale Frage 

Steigende Mieten und zunehmende Wohnungsknappheit 
sind vielerorts zur dringendsten sozialen Frage geworden. 
Sie bedrohen die soziale Vielfalt und kulturelle Leben-
digkeit der Stadt. Menschen mit durchschnittlichem 
Einkommen werden zunehmend in die Außenbezirke 
oder ins Umland verdrängt, der einheimische Fachhandel 
durch Filialen der großen Handelsketten ersetzt.

Die größte Hebelwirkung für steigende Immobilienpreise 
und Neubaumieten hat der exponentielle Anstieg der 
Bodenpreise in den Ballungszentren. Auf sie gehen 
bis zu 80 Prozent des Kostenanstiegs bei Neubauten 
zurück. Diesem Trend muss durch eine aktive kommu-
nale Bodenpolitik entgegengewirkt werden. Je mehr 
die Kommunen selbst über Bauland verfügen, desto 
eher können sie die Bebauung entsprechend ihren 
Zielen steuern. Dazu gehört auch die Abschöpfung 
von planungsbedingten Wertsteigerungen durch eine 
Planungswertabgabe (Bodenwertzuwachssteuer).

Der Verkauf städtischen Grundvermögens sollte an 
Auflagen gekoppelt werden, die vertragsrechtlich abzu-
sichern sind. Bei größeren Neubauvorhaben können 
soziale Schieflagen durch Mischkonzepte (z. B. ein Drittel 
Eigentum, ein Drittel sozialer Wohnungsbau, ein Drittel 
frei finanzierte Mietwohnungen) verhindert werden.

Kommunale Wohnungsbaugesellschaften und gemein-
nützige Wohnungsgenossenschaften sind ein wichtiges 
Instrument, um bezahlbaren Wohnraum zur Verfügung 
zu stellen. Sie können in Übereinstimmung mit der 
Kommunalpolitik langfristig operieren und müssen nicht 
der Logik maximaler Rendite folgen. Die lange vernach-
lässigte finanzielle Förderung des sozialen Wohnungs - 
baus muss aufgestockt und verstetigt werden.

Die Lücke zwischen steigender Nachfrage nach Wohn-
raum in Ballungsgebieten und verfügbarem Woh-
nungsangebot lässt sich nicht von heute auf morgen 
schließen. Deshalb sind preisdämpfende Maßnahmen 
im Bestand unabdingbar. Mietsteigerungen, die allein 
auf den Wechsel von Investoren zurückgehen, müssen 
möglichst unterbunden werden. Überzogene Eingriffe in 
den Wohnungs markt können allerdings kontraproduktiv 
wirken, wenn sie private Investitionen im Mietwohnungs-
bau bremsen. Alternativ sollte eine Anpassung der Höhe 
des Wohngelds sowie der Grenzen für die anrechenbare 
Miethöhe in Betracht gezogen werden.

Parallel muss dem Anstieg von Immobilienpreisen und 
Mieten durch eine bedarfsgerechte Steigerung des 
Angebots entgegengewirkt werden. Dazu kann auch 
ein intelligentes Wohnraummanagement beitragen, 
das untergenutzte Gebäude besser auslastet. Auch 
die Standardisierung und Beschleunigung von Bau-
genehmigungen hilft. Eine flächenschonende, kurzfristige 
und preisgünstige Option ist die Aufstockung bestehender 
Gebäude, wo das städtebaulich zu rechtfertigen ist. 
Damit kann die vorhandene kommunale Infrastruktur 
optimal genutzt werden. Zudem sollte der Bund nicht 
benötigte Liegenschaften preisgünstig an Kommunen 
abgeben. Auch das beste Wohnungsmanagement kann 
jedoch den Neubau von Wohnungen nicht ersetzen, 
zumal in Städten mit rasch wachsender Bevölkerung. 

Wohnen als neue soziale Frage
Die neue soziale Frage der Gegenwart ist das Woh-
nen. In den Großstädten und den Universitätsstädten 
Baden-Württembergs ist dies überall spürbar. Beispiel 
Tübingen: In manchen Rankings wird die Stadt unter 
den zehn teuersten der Republik geführt. Auf einschlä-
gigen Plattformen im Internet werden Mietwohnungen 
für mehr als 20 Euro pro Quadratmeter angeboten. 
Wohnbauland erzielt Spitzenpreise von über 1.500 Euro 
pro Quadratmeter. Nur ein Teil dieses Preisanstiegs 
geht auf die hohe Auslastung des Bauhandwerks und 
steigende Baukosten zurück. In Ballungszentren ist 

zugute, der bereits über hohe Bildungsressourcen und 
die Fähigkeit zum Selbstmanagement verfügt. 

•  Für diesen Teil von „Aktivbürger/innen“ wäre das BGE 
tatsächlich ein Freiheitsgewinn – für andere Teile der 
Gesellschaft eher eine Verfestigung des Prekariats. 
Die Wahrscheinlichkeit ist hoch, dass mit einem BGE 
eine große Gruppe von „Abgehängten“ produziert 
würde, die mit einem Einkommen knapp über dem 
Existenzminimum abgefunden werden. 

•  Das BGE kann als „Super-Herdprämie“ für Frauen 
wirken und traditionelle Arbeitsteilung der Geschlech-
ter zementieren. Von Frauen ausgeübte Berufe im 
Carebereich würden nicht aufgewertet. Die Gruppe 
der „enttäuschten Leistungsträger/innen“, also der-
jenigen, die hohe Leistung bei geringem Lohn (z. B. 
Pflegeberufe) erbringen, wäre mit einem BGE nicht 
aufzufangen. Verfügbare Verteilungsspielräume sollten 
eher in höhere Löhne und bessere Arbeitsbedingungen 
für unterbewertete Berufsgruppen umgesetzt werden.

•  Zudem kann ein BGE die Integration von Migranten 
durch Teilhabe an Erwerbsarbeit gefährden. Die integ-
rative Kraft der Erwerbsarbeit muss für die Integration 
von Geflüchteten erhalten bleiben. Gelingende Integ-
ration läuft nicht in erster Linie über Geldleistungen, 
sondern über Bildung und Arbeit.

•  Offen bleibt auch die Frage, welche Zuwanderungs-
effekte ein nationales BGE auslösen würde bzw. an 
welchen rechtlichen Status es gebunden sein sollte. 
Mit einer liberalen Zuwanderungspolitik wäre das BGE 
kaum vereinbar.

•  Die Einführung eines BGE würde Vorstellungen von 
Leistungsgerechtigkeit widersprechen, die unter den 
Beschäftigten breit geteilt werden (Leistung für Gegen-
leistung). Gerade in der Einwanderungsgesellschaft 
ist die Frage von sozialen Leistungen eng verknüpft 
mit der Gerechtigkeitsfrage. Es ist zu erwarten, dass 
die Aufhebung der Reziprozität im Sozialsystem die 
Bereitschaft zur Solidarität eher schwächt als stärkt. 
Damit würde sich die latente Spaltung zwischen Emp-
fängern von Transferleistungen und denjenigen, die 
sie finanzieren, noch verschärfen.

•  Ein BGE würde Unternehmen aus der sozialen Verant-
wortung entlassen, da es als „Stilllegungsprämie“ für 
nicht benötigte Arbeitskräfte genutzt werden könnte.

•  Ein einheitlicher Grundsicherungsbetrag für alle kann 
den Sozialstaat mit seinen lebenslagenbezogenen 
Leistungen und spezifischen Hilfen nicht komplett 
ersetzen. Die Berücksichtigung von individuellen Extra-
bedarfen bleibt notwendig. 
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2.4.4 Anpassung  
des Wohngeldes

Die Regelungen zum Wohngeld sind regelmäßig an die 
aktuelle Entwicklung anzupassen. Insbesondere die 
Höhe des Wohngelds sollte mit Blick auf die bestehen-
den lokalen Mietspiegel angepasst werden. Die Mieten 
sollten auch für die Personengruppen erschwinglich 
sein, die zwar keinen Anspruch auf Sozialleistungen 
und / oder geförderten Wohnraum haben, sich aber 
auch keinen „gehobenen Standard“ im frei finanzierten 
Wohnungsbau leisten können. 

 
2.4.5 Kostengünstiges  
Bauen

Die Hoffnung auf günstigeres Bauen hat sich bislang 
nur selten realisiert. Angesichts des zunehmenden 
Mangels an Fachkräften gerade auch im Bauhandwerk 
werden eine verstärkte Standardisierung und mehr 
industrielle Vorfertigung unerlässlich sein. Die Länder 
sind hier gefordert, die Genehmigungsvoraussetzun-
gen bundesweit so zu vereinheitlichen, dass größere 
Stückzahlen erreichbar sind.

 
2.4.6 Leerstand  
bekämpfen

Aus spekulativen Gründen brachliegende Grundstü-
cke und leer stehende Wohnungen müssen möglichst 
zügig an den Markt gebracht werden. Dazu muss das 
ordnungsrechtliche und finanzielle Instrumentarium 
der Kommunen verbessert werden, um Druck auf die 
Eigentümer auszuüben.

 
2.4.7 Angebot an Bauflächen ausweiten –  
Vorrang für Innenentwicklung

Der Wohnungsmarkt ist nicht irgendein Markt. Wohnen 
ist ein Grundbedürfnis. Es ist sehr schwer, steigenden 
Preisen auszuweichen. Damit wieder ein Ausgleich 
zwischen Angebot und Nachfrage erreicht wird, muss 
die Politik ihre Hausaufgaben erledigen und die Vor-
aussetzungen dafür schaffen, dass wieder mehr und 
günstiger gebaut werden kann. Dabei geht es primär 
darum, Potenziale für mehr Wohnraum im Innenbereich 
der Städte zu erschließen, etwa über die Reaktivierung 
von Gewerbebrachen, Programme zur Lückenbebauung 
oder Aufstockung von Gebäuden. Dazu gehört auch eine 
stärkere funktionale Mischung in den Einzel handels-
Monostrukturen der Innenstädte. 

 
2.4.8 Kommunen als Akteure  
der Wohnungspolitik

Voraussetzung für eine aktive städtische Boden- und 
Wohnungspolitik ist die finanzielle Handlungsfähigkeit 
der Kommunen, Flächen zu erwerben und zu erschließen, 
öffentliche Infrastruktur auszubauen und damit maß-
geblichen Einfluss auf den Wohnungsmarkt auszuüben.

Das Eigentum über nennenswerte Flächen gibt den 
Kommunen einen breiten Handlungsspielraum für die 
Gestaltung von Wohnbaupolitik und Stadtentwicklung.

die exponentielle Steigerung der Grundstückspreise 
inzwischen der stärkste Preistreiber im Wohnungsbau. 

Die sozialen Verwerfungen, die aus dieser Entwicklung 
entstehen, sollten wir nicht unterschätzen. Wenn in 
Vollzeit arbeitende Krankenpfleger oder Beamte bei 
Polizei und Feuerwehr sich eine Stadtwohnung nicht 
einmal mehr zur Miete leisten können, kann der Woh-
nungsmarkt nicht mehr die Bedürfnisse der Bevölke-
rung abdecken. Darin steckt erheblicher sozialer und 
politischer Sprengstoff.

Die Bewältigung dieser Herausforderungen erfordert 
den Einsatz unterschiedlichster Instrumente, die je 
nach lokalen Voraussetzungen eine Entlastung am 
Wohnungsmarkt zur Folge haben können. Beispielhaft 
können hier die folgenden Punkte angeführt werden.

Handlungsempfehlungen

 
2.4.1 Rolle kommunaler 
Wohnungsbaugesellschaften  
und -genossenschaften

Mithilfe kommunaler Wohnungsbaugesellschaften kön-
nen die Kommunen direkt Einfluss auf Quantität und 
Qualität des Wohnungsangebots nehmen. So kann auch 
die soziale Durchmischung von Quartieren gefördert wer-
den. Bei einem relevanten Anteil kommunaler Wohnungs-
baugesellschaften und Wohnbaugenossenschaften am 
Gesamtwohnungsmarkt ist eine Angemessenheit des 
Mietspiegels sichergestellt, sodass sich auch andere 
Investoren mit den entsprechenden Zielgruppen an 
diesem Mietspiegel orientieren müssen. 

 
2.4.2 Nachverdichtung in den  
bestehenden Strukturen

Die Nachverdichtung im Innenbereich ermöglicht eine 
optimale Auslastung der bestehenden städtischen 
Infrastruktur. Sie geht allerdings nicht ohne Zielkonflikte 
ab. Um die Akzeptanz im Quartier zu fördern, ist dem 
Bedürfnis nach lebenswerten urbanen Räumen Rechnung 
zu tragen. Das gilt für städtische Grünanlagen wie für 
sonstige Frei- und Aufenthaltsräume.

Die Nachverdichtung hat den Vorteil, dass keine neuen, 
teuren Erschließungsmaßnahmen notwendig sind, die 
sich wiederum in den Investitionskosten für den Woh-
nungsbau niederschlagen.

 
2.4.3 Aktiver Einsatz des Baurechts  
in der Stadtentwicklung

Städte und Gemeinden können bereits heute die Aus-
weisung von Bauland an die Bedingung knüpfen, dass 
Sozialwohnungen gebaut werden. Als ein Beispiel kann hier  
die Ulmer Bodenpolitik angeführt werden. Zur Eindäm-
mung spekulativer Aktivitäten im Neubaubereich und 
zur Förderung von sozialem Wohnungsbau wird hier auf 
verschiedene Instrumente gesetzt. An erster Stelle ist der 
aktive städtische Erwerb von potenziellen und im Flächen- 
nutzungsplan ausgewiesenen Neubauflächen sowie von 
innerstädtischen Bestandsflächen zu nennen. Erst nach 
Abschluss des vollständigen Erwerbs durch die Stadt 
wird ein Bebauungsplanverfahren eingeleitet. Damit kann 
sowohl der Baulandpreis gegen Spekulation abgesichert  
als auch die Art der Bebauung aktiv durch den Gemeinde- 
rat entsprechend den Bedarfen gestaltet werden.

Ein weiteres Instrument ist die klare Positionierung der 
Stadt in Verfahren für vorhabenbezogene Bebauungs-
pläne im Bestand. Bauherren haben hierbei immer die 
durch den Gemeinderat vorgegebenen Bedingungen 
hinsichtlich geförderten Wohnraums zu berücksichtigen 
und die entsprechenden Quoten zu erfüllen. So kann 
auch in der Bestandsentwicklung eine möglichst große 
Durchmischung der Wohngebiete sichergestellt werden. 
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Handlungsfähige Kommunen:  

Eine Auswahl an Vorschlägen 

1. Die (Vorlauf-)Investitionen für die Erschließung von 
Bauland und öffentlicher Infrastruktur sind erheblich. 
Kommunen, die über keine ausreichende Leistungsfä-
higkeit verfügen, eine Infrastruktur zu schaffen, sollte 
in den Finanzierungsgrundsätzen des kommunalen 
Wirtschaftsrechts ermöglicht werden, Flächen mithilfe 
von Kreditfinanzierungen oder alternativen Finanzierungs-
instrumenten zu erwerben und in spezifische Infrastruktur 
zu investieren, ohne den übrigen Handlungsspielraum 
dadurch einschränken zu müssen. 

2. Kommunalrechtliche Absicherung, dass Grundstücke 
nicht ausschließlich zum Höchstpreis, sondern ggf. zum 
(nutzerspezifischen) Verkehrswert veräußert werden 
dürfen (Wirtschaftlichkeitsgrundsätze).

3. Die Verfahren für Flächennutzungs- und Bebauungs-
plänes sowie die Erschließung und Vermarktung von 
Grundstücken dauern immer länger. Das treibt die Kosten 
für Bauträger in die Höhe. Gleiches gilt für die baulichen 
Standards und die sich hieraus ergebenden Kostentreiber. 
Bundes- und Landespolitik sind aufgerufen, wirksame 
Schritte zu unternehmen. 

4. Öffentliche Eigentümer stellen Kommunen exklusiv 
und zu einem angemessenen Preis Liegenschaften zur 
Verfügung. Beispiele: Konversionsflächen des Bundes, 
Kircheninfrastruktur, Bahnflächen etc. Über vertragliche 
Regelungen können die Verkäufer den Kaufpreis an sozi-
alen Wohnungsbau oder an Modellprojekte in Mobilität 
und Energie binden, oder können sie nach Veräußerung 
durch den Verkäufer an der Wertschöpfung teilhaben. 

5. Anreize für die Landwirtschaft für die Veräußerung von 
landwirtschaftlichen Flächen: Eine Kommune, die eine 
langjährige Vorratspolitik betrieben hat, kann Landwirten 
Tauschflächen anbieten. Dazu ist es erforderlich, den 
Kommunen auch außerhalb ihrer Gemarkungsgrenzen 
keine Restriktionen im Erwerb von landwirtschaftlichen 
Flächen aufzuerlegen. 

6. Instrumente der kommunalen Bodenbevorratung aus-
bauen. Preislimitiertes Vorkaufsrecht zur Baubevorratung 
nach § 34 BauGB, Ausübung des Vorkaufsrechts nach  
§ 28 BauGB und andere rechtliche Rahmenbedingungen 
anpassen. Beispiel: Wiederkaufrechte mit Auflassungs-
vormerkung beim Verkauf unbebauter Grundstücke.

Ausschließliche Nachverdichtung ist für einen beschleu-
nigten Wohnungsbau nicht hinreichend. Nachverdich-
tete Flächen sind überwiegend im Eigentum Dritter. 
Das Konfliktpotenzial mit Anliegern ist hoch. Art und 
Umfang der Bebauung sind eingeschränkt. Innenflächen 
in größerem Umfang für eine Neubebauung zu gene-
rieren, kostet oft viel Zeit. Häufig finden sich Altlasten 
auf früheren Gewerbeflächen, die aufwendig saniert 
werden müssen; Kleingartenanlagen müssen kleinteilig 
freigemacht werden etc.

Eine beschleunigte Wohnungsbaupolitik kommt nicht 
ohne Anpassung der Flächennutzungsplanung aus, um 
der Bürgerschaft auf der eigenen Gemarkung ausrei-
chend Wohnraum und Baugrundstücke zur Verfügung 
zu stellen. 
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